
Unternehmer und 
Geschäftsführer

GmbH: Satzungen und Anstellungsver-
träge jetzt auf Aktualität prüfen

Vereinbarungen zwischen Gesellschaftern 
und ihrer GmbH müssen stets im Vorhin-
ein getroffen werden, um rechtswirksam 
zu sein. Rückwirkende Vereinbarungen 
werden von der Finanzverwaltung oft ver-
worfen und führen zu verdeckten Gewinn-
ausschüttungen. Daher sollten jeweils zum 
Jahresanfang sowohl die GmbH-Satzungen 
als auch die Anstellungsverträge mit den 
Geschäftsführern auf ihre Aktualität hin 
untersucht werden. Zu prüfen wären ins-
besondere die Angemessenheit der Höhe 
des Gehalts, der Tantieme und anderer 
variabler Gehaltsbestandteile sowie des  
Urlaubs- und Weihnachtsgeldanspruchs. 
Sofern ein Pensionsanspruch besteht, soll-
te auch dieser auf seine Angemessenheit 
hin überprüft werden. 

Verständlicherweise besteht immer wieder 
der Wunsch, auch dem Gesellschafter-Ge-

schäftsführer eine Vergütung zu zahlen, die 
sich nach dem Umsatz richtet. Doch Vor-
sicht: Diese wird nur in ganz wenigen Aus-
nahmefällen anerkannt. Also sollte lieber 
eine Tantieme vereinbart werden, die sich 
am Gewinn orientiert. Der erfolgsabhängi-
ge Bestandteil sollte üblicherweise nicht 
höher sein als ¼ der Gesamtvergütung, 
das heißt, das Verhältnis von Festgehalt zu 
variablem Gehalt sollte bei 75 zu (max.) 25 
liegen. 

Auch die „Gesamtausstattung“ eines Ge-
sellschafter-Geschäftsführers muss noch 
angemessen sein. Orientieren Sie sich 
daher an branchenüblichen bzw. betriebs- 
internen Werten oder an Zahlen aus Ver-
gleichsstudien. Zudem darf die Vergütung 
nicht zu einer so genannten Gewinnabsau-
gung führen, das heißt, der Gesellschaft 
muss nach Abzug des Geschäftsführerge-
halts noch ein angemessener Gewinn ver-
bleiben. 

Verrechnungskonten sind ein beliebtes 
Mittel, um Zahlungen zwischen GmbH und 
Gesellschafter abzuwickeln und um nicht 
bei jeder Kleinigkeit einen gesonderten 

Darlehensvertrag abschließen zu müssen. 
Der Jahresanfang ist ein guter Zeitpunkt, 
um zu prüfen, ob Verrechnungskonten 
ausgeglichen werden sollten, ob die Ver-
bindlichkeiten werthaltig sind, ob eine 
Umwandlung in ein langfristiges Darlehen 
erfolgen sollte und ob die Verzinsung noch 
angemessen ist.

Praxistipp:
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, 
dass ein nicht angemessen verzinstes 
Verrechnungskonto zu einer verdeck-
ten Gewinnausschüttung führt. Der 
angemessene Zinssatz, auf den die 
GmbH verzichtet und in dessen Höhe 
die verdeckte Gewinnausschüttung 
vorliegt, ist zu schätzen. Hat die GmbH 
selbst keine Kredite aufgenommen, ist 
sie also schuldenfrei, so ist der Zins-
satz innerhalb einer Marge zu schätzen, 
deren Untergrenze die banküblichen 
Habenzinsen und deren Obergrenze 
die banküblichen Sollzinsen bilden 
(BFH-Urteil vom 22.2.2023, I R 27/20).
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Personengesellschaften: Übertragungen 
zwischen Schwestergesellschaften

Sind Mitunternehmer an mehreren Per-
sonengesellschaften beteiligt, besteht 
die Möglichkeit, Wirtschaftsgüter aus 
dem Betriebsvermögen der einen ins Be-
triebsvermögen der anderen Gesellschaft 
zu übertragen, ohne die stillen Reserven 
aufdecken und versteuern zu müssen. Die 
Übertragung zu Buchwerten war allerdings 
nach dem bisherigen Gesetzeswortlaut nur 
in bestimmten Konstellationen möglich, 
beispielsweise bei der Übertragung aus 
dem Sonderbetriebsvermögen eines Mit-
unternehmers in der einen Gesellschaft in 
das Gesamthandsvermögen einer anderen 
Gesellschaft, an der der Gesellschafter 
ebenfalls beteiligt ist (§ 6 Abs. 5 Satz 3 EStG). 
Das Bundesverfassungsgericht hat darauf-
hin entschieden, dass der maßgebende § 
6 Abs. 5 Satz 3 EStG verfassungswidrig ist, 
soweit er die unentgeltliche Übertragung 
von Wirtschaftsgütern zwischen beteili-
gungsidentischen Personengesellschaften 
von der Begünstigung ausnimmt (BVer-
fG, Beschluss vom 28.11.2023, 2 BvL 8/13). 
Nunmehr greift der Buchwertansatz auch 
dann, wenn ein Wirtschaftsgut unentgelt-
lich zwischen den Gesamthandsvermögen 
verschiedener Mitunternehmerschaften 
derselben, identisch beteiligten Mitunter-
nehmer übertragen wird (§ 6 Abs. 5 Satz 3 
Nr. 4 EStG i.d.F. des Jahresssteuergesetzes 
2024). Die Neuregelung gilt in allen offenen 
Fällen. Auf gemeinsamen Antrag der Mitun-
ternehmer zum Zeitpunkt der Übertragung 
kann aus Vertrauensschutzgründen für 
Übertragungen vor dem 12.1.2024 von einer 
Anwendung der Neuregelung abgesehen 
werden.

Arbeitgeber und Arbeitnehmer

 Fahrten: Bei zeitlich begrenzter Verset-
zung von Beamten Abzug als Reisekosten

Fahrten zwischen Wohnung und erster 
Tätigkeitsstätte sind nur mit der Ent-
fernungspauschale abziehbar, während 
Dienstreisen mit 30 Cent je gefahrenen 
Kilometer oder mit den tatsächlichen Kos-
ten abziehbar sind. Von daher ist es von 
Vorteil, wenn Fahrten als Dienstreisen und 
nicht als Fahrten zu einer ersten Tätigkeits-
stätte gewertet werden. Das Finanzgericht 
Münster hat nun entschieden, dass bei ei-
nem Beamten, der im Wege einer mehrfach 
verlängerten Versetzung über mehrere Jah-
re an einer Ausbildungsstätte eingesetzt 
wird, die Ausbildungsstätte keine erste Tä-
tigkeitsstätte darstellt (FG Münster, Urteil 
vom 2.9. 2024, 15 K 698/22 E). 

Der Fall: Eheleute sind beide als Beamte 
des Landes Nordrhein-Westfalen tätig. Bei-

de wurden im Jahr 2012 bzw. 2013 von ihrem 
jeweiligen Dienstort als Lehrpersonen an 
eine Ausbildungsstätte versetzt. Die jewei-
lige Stelle war für die Dauer von vier Jahren 
zu besetzen mit der Möglichkeit zu einer 
einmaligen Verlängerung um maximal zwei 
Jahre. Vor Ablauf der vier Jahre verlängerte 
der Dienstherr den Verwendungszeitraum 
um weitere zwei Jahre und sodann vor Ab-
lauf dieser zwei Jahre mehrmals um wei-
tere zwei Jahre. Im Anschluss sollte eine 
Versetzung aus dienstlichen Gründen an 
eine zu nennende „Wunschbehörde“ er-
folgen. In ihrer Einkommensteuererklärung 
2020 machten die Eheleute die Fahrten zur 
Ausbildungsstätte als Reisekosten geltend. 
Das Finanzamt berücksichtigte demgegen-
über nur die Entfernungspauschale, da die 
Eheleute jeweils einer ersten Tätigkeits-
stätte - der Ausbildungsstätte - zugeordnet 
seien. Die hiergegen gerichtete Klage hatte 
Erfolg. Die angefallenen Fahrten seien nach 
Reisekostengrundsätzen zu berücksich-
tigen, da es sich nicht um Wege zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte ge-
handelt habe. Begründung: Die erste Tä-
tigkeitsstätte werde vorrangig durch den 
Arbeitgeber bestimmt, hilfsweise mittels 
quantitativer Kriterien. Entscheidend sei, 
ob der Arbeitnehmer aus der vorausschau-
enden Sicht („ex-ante-Sicht“) nach den ar-
beits- oder dienstrechtlichen Festlegungen 
an einer ortsfesten betrieblichen Einrich-
tung des Arbeitgebers, eines verbundenen 
Unternehmens oder eines vom Arbeitge-
ber bestimmten Dritten tätig werden solle. 
Im Streitfall seien die Kläger der Ausbil-
dungsstätte nicht dauerhaft zugeordnet 
gewesen. Eine entsprechende dauerhafte 
dienst- oder arbeitsrechtliche Festlegung 
habe nicht vorgelegen. Die Kläger seien 
zwar im Wege der Versetzung der Ausbil-
dungsstätte zugeordnet worden. Und nach 
der beamtenrechtlichen Konzeption soll 
der Einzelne grundsätzlich entweder im 
Rahmen einer kurzfristigen, vorübergehen-
den Abordnung eingesetzt werden oder 
durch eine dauerhafte Versetzung Rechts-
sicherheit für den Beamten geschaffen 
werden. Diese Trennung zwischen den be-
amtenrechtlichen Rechtsinstituten werde 
in der Praxis jedoch nicht immer eingehal-
ten, so dass es - wie im Streitfall - de facto 
auch zu zeitlich befristeten Versetzungen 
komme. Sofern der Bedienstete von vorn-
herein nur zeitlich begrenzt versetzt werde, 
schlage die beamtenrechtliche Konzeption 
nicht auf die steuerrechtliche Beurteilung 
durch. 

Im Urteilsfall sollten die Kläger nach den 
Vorstellungen des Dienstherrn zunächst 
jeweils nur vorübergehend für den Zeit-
raum von vier Jahren - und damit nur für 
einen Zeitraum von 48 Monaten und nicht 
von mehr als 48 Monaten - ihren Dienst 
an der Ausbildungsstätte verrichten. Dies 
folgt aus den Stellenausschreibungen 

und einem Erlass des Dienstherrn, dem zu 
entnehmen ist, dass die Dozenten in der 
praktischen Aus- und Fortbildung stets ro-
tieren sollen, um die Praxisnähe nicht zu 
verlieren. Die nachfolgenden mehrfachen 
Verlängerungen der „Verwendungszeiträu-
me“ beider Kläger durch den Dienstherrn 
um jeweils zwei Jahre ändern nichts dar-
an, dass es keine dauerhaften Festlegun-
gen bezüglich der Tätigkeitsstätte durch 
den Dienstherrn gab (Quelle: FG Münster, 
Newsletter Oktober 2024).

Geringfügige Beschäftigung: Umlage U2 
sinkt zum 1.1.2025

Zusätzlich zur Pauschalabgabe von 
30  Prozent im gewerblichen Bereich bzw. 
12  Prozent im Haushaltsbereich müssen 
Arbeitgeber für geringfügig Beschäftig-
te (Minijobber) noch weitere Umlagen 
an die Minijobzentrale abführen: die 
Umlage U1 für Krankheitsaufwendun-
gen, die Umlage U2 für Mutterschafts-
aufwendungen und - im gewerblichen  
Bereich -  die Umlage U3 für Insolvenz- 
geld. Die Umlage U1 beträgt 1,1 Prozent 
und bleibt in 2025 unverändert. Die  
Umlage U2 sinkt zum 1.1.2025 von der-
zeit 0,24 Prozent auf 0.22 Prozent. Der  
Umlagesatz für das Insolvenzgeld beträgt 
0,15 Prozent ab dem 1. Januar 2025.  

Immobilienbesitzer

Photovoltaikanlagen ab 2022: 
Rückgängigmachung von IAB nicht 
erforderlich?

Für bestimmte Photovoltaikanlagen wur-
de mit dem Jahressteuergesetz 2022 eine 
ertragsteuerliche Steuerbefreiung einge-
führt. Geregelt ist dies in § 3 Nr. 72 EStG. 
Im Zusammenhang mit der Neuregelung 
haben sich viele Zweifelsfragen ergeben. 
Zu einigen dieser Fragen hatte das Bun-
desfinanzministerium mit Schreiben vom 
17.7.2023 (BStBl 2023 I S. 1494) Stellung ge-
nommen und unter anderem verfügt, dass 
ein Investitionsabzugsbetrag (IAB), der 
beispielsweise in 2021 für die geplante An-
schaffung einer Photovoltaikanlage im Jahr 
2022 oder 2023 gebildet worden ist, nach 
§ 7g Abs. 3 EStG rückgängig zu machen ist, 
wenn in nach § 3 Nr. 72 EStG begünstigte 
Anlagen investiert wurde. 

Das Finanzgericht Köln hat die Auffassung 
der Finanzverwaltung, dass ein in 2021 
gebildeter IAB rückgängig zu machen ist, 
zwar in einem Aussetzungsverfahren be-
stätigt (FG Köln, Beschluss vom 14.3.2024, 
7 V 10/24), doch der Bundesfinanzhof hat 
der Vorinstanz nun widersprochen. Es ist 
ernstlich zweifelhaft, ob ein im Jahr 2021 
gebildeter IAB für eine im Jahr 2022 tat-
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sächlich erworbene und nun steuerbe-
freite Photovoltaikanlage allein wegen des 
Inkrafttretens der Steuerbefreiung des 
§ 3 Nr. 72 EStG rückgängig zu machen ist 
(BFH-Beschluss vom 15.10.2024, III B 24/24 - 
AdV). Der Meinungsstand im Schrifttum zu 
dem Thema ist uneinheitlich und bestätigt 
die derzeit noch bestehende Unsicherheit 
der Gesetzesauslegung. Im Ergebnis ist die 
Auffassung, dass ein im Jahr 2021 gebil-
deter IAB zwingend im Jahr seines Abzugs 
rückgängig zu machen ist, jedenfalls ernst-
lich zweifelhaft - so der BFH.

Praxistipp:
Es ging nur um ein Verfahren des vor-
läufigen Rechtsschutzes, das heißt, der 
Steuerpflichtige hatte die Aussetzung 
der Vollziehung seiner Steuernachzah-
lung beantragt. Die Entscheidung in 
der Hauptsache steht noch aus.

Photovoltaikanlagen ab 2022: 
„Nachlaufender“ Betriebsausgabenab-
zug streitig

Für bestimmte Photovoltaikanlagen gilt 
seit 2022 eine gesetzliche Ertragsteuerbe-
freiung (§ 3 Nr. 72 EStG). Im Gegenzug sind 
Betriebsausgaben seit 2022 nicht mehr ab-
ziehbar. Doch wie sind so genannte nach-
laufende Betriebsausgaben steuerlich zu 
behandeln, also beispielswiese eine in 
2022 geleistete Umsatzsteuer-Nachzah-
lung für das Jahr 2021? Das Finanzgericht 
Nürnberg hat hierzu entschieden, dass 
ab dem Veranlagungszeitraum 2022 keine 
Betriebsausgaben für steuerbefreite Pho-
tovoltaikanlagen mehr abgezogen werden 
dürfen, selbst wenn diese auf steuerpflich-
tige Einnahmen früherer Veranlagungszeit-
räume entfallen (Urteil vom 19.9.2024, 4 K 
1440/23). Der Kläger betreibt eine seit 2022 
steuerbefreite Photovoltaikanlage. Die 
Umsatzsteuer-Jahreserklärung 2021 wurde 
in 2022 beim Finanzamt eingereicht; der 
Nachzahlungsbetrag wurde in 2022 ent-
richtet. Für das Jahr 2022 reichte der Klä-
ger eine Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 
EStG ein, in der die Umsatzsteuer für 2021 
in Höhe von rund 864 Euro als Betrieb-
sausgabe erschien. Entsprechend machte 
er in seiner Einkommensteuererklärung 
2022 einen Verlust aus Gewerbebetrieb in 
Höhe von 864 Euro geltend. Das Finanzamt 
erkannte diesen Verlust nicht an. Es ver-
wies darauf, dass Betriebsausgaben, die im 
Zusammenhang mit steuerfreien Betriebs-
einnahmen stünden, nicht als Ausgaben 
berücksichtigt werden könnten. Einspruch 
und Klage blieben ohne Erfolg. Für die Aus-
legung durch das Gericht war in erster Li-
nie der reine Wortlaut des Gesetzestextes, 
hier des § 3 Nr. 72 Satz 2 EStG, maßgeblich. 

Dieser spreche eindeutig davon, dass bei 
Vorliegen steuerbefreiter Einnahmen kein 
Gewinn zu ermitteln „ist“.

Das Finanzgericht Münster hat in einem 
ähnlich gelagerten Sachverhalt hingegen 
entschieden, dass ein nachlaufender Be-
triebsausgabenabzug zulässig ist. Aus der 
Regelung in § 3 Nr. 72 Satz 2 EStG, wonach 
kein Gewinn zu ermitteln ist, wenn die aus 
dem Betrieb der Photovoltaikanlage erziel-
ten Einnahmen insgesamt steuerfrei sind, 
ergebe sich kein Verbot des Abzugs von Be-
triebsausgaben. Es liege vielmehr noch ein 
wirtschaftlicher Zusammenhang mit den 
steuerpflichtigen Einnahmen aus früheren 
Jahren vor, so dass auch das Abzugsver-
bot nach § 3c EStG nicht greife (Urteil vom 
6.11.2024, 7 K 105/24 E).

Praxistipp:
Gegen beide Urteile wurde jeweils 
die Revision zum Bundesfinanzhof 
zugelassen, die im Falle des Urteils 
des FG Münster auch bereits eingelegt 
worden ist. Das Az. beim BFH lautet X 
R 30/24. Von daher gilt weiterhin die 
Empfehlung, Betriebsausgaben, die 
noch ein Jahr vor 2022 betreffen, aber 
erst in 2022 oder später bezahlt werden, 
steuerlich geltend zu machen. 

Photovoltaikanlagen:  
Ausweitung der 30 KWp-Grenze auf alle 
Gebäude

Rückwirkend seit dem 1.1.2022 sind Pho-
tovoltaikanlagen auf Einfamilienhäusern 
(einschließlich Dächern von Garagen und 
Carports und anderen Nebengebäuden) bis 
zu 30 kWp gesetzlich steuerfrei gestellt (§ 3 
Nr. 72 EStG). Bei Anlagen auf Mehrfamilien-
häusern und gemischt genutzten Häusern 
lag die Grenze bislang aber nur bei 15 kWp 
pro Wohn- oder Gewerbeeinheit. Auch Pho-
tovoltaikanlagen auf überwiegend zu be-
trieblichen Zwecken genutzten Gebäuden 
sind bislang nur bis zu 15 kWp je Wohn-/
Geschäftseinheit begünstigt. Nunmehr 
wird die für die Anwendung der Steuerbe-
freiung maximal zulässige Bruttoleistung 
von 30 kWp je Wohn- oder Gewerbeein-
heit für alle Gebäudearten vereinheitlicht. 
Wie bisher darf die Bruttoleistung aber 
insgesamt höchstens 100 kWp pro Steu-
erpflichtigem oder Mitunternehmerschaft 
betragen. Durch die Änderung wird zudem 
klargestellt, dass es sich bei der Steuerbe-
freiung um eine Freigrenze und nicht um 
einen Freibetrag handelt. Die mit dem Jah-
ressteuergesetz 2024 beschlossene Verein-
heitlichung gilt erstmals für Anlagen, die 
nach dem 31.12.2024 angeschafft, in Betrieb 
genommen oder erweitert werden.

 Alle Steuerzahler

Pflege- und Betreuungsleistungen: 
Rechnung und Überweisung erforderlich

Aufwendungen für haushaltsnahe Dienst-
leistungen sind bis zu 20 Prozent, maximal 
4.000 Euro, direkt von der Steuerschuld ab-
ziehbar. Wichtig ist, dass die Rechnung des 
Dienstleisters mittels Banküberweisung 
auf dessen Konto beglichen wird. Im Jahre 
2022 hatte der Bundesfinanzhof allerdings 
entschieden, dass die genannte Vorausset-
zung für die Steuerermäßigung aus dem 
bisherigen Wortlaut des § 35a Abs. 5 Satz 
3 EStG im Hinblick auf Pflege- und Betreu-
ungsleistungen nicht eindeutig hervorgeht 
(BFH-Urteil vom 12.4.2022, VI R 2/20). Die 
Inanspruchnahme der Steuerermäßigung 
für Pflege- und Betreuungsleistungen so-
wie für Aufwendungen, die einem Steu-
erpflichtigen wegen der Unterbringung in 
einem Heim oder zur dauernden Pflege 
erwachsen, würden weder den Erhalt ei-
ner Rechnung noch die Einbindung eines 
Kreditinstituts in den Zahlungsvorgang vo-
raussetzen. 

Zum 1.1.2025 wird gesetzlich klargestellt, 
dass bei der Berücksichtigung der Steuer- 
ermäßigung für haushaltsnahe Beschäfti-
gungsverhältnisse, haushaltsnahe Dienst-
leistungen und Handwerkerleistungen 
einheitliche Anspruchsvoraussetzungen 
gelten. Das heißt: Voraussetzung für alle 
Steuerermäßigungen ist der Erhalt einer 
Rechnung und die Zahlung auf das Konto 
des Leistungserbringers. Eine Sonderrege-
lung für Pflege- und Betreuungsleistungen 
gibt es nicht mehr (§ 35a Abs. 5 Satz 3 EStG, 
„Jahressteuergesetz 2024“).

Grundfreibetrag: Einkommensteuerbe-
scheide ab 2023 ergehen vorläufig

Das Existenzminimum jeden Bürgers 
muss steuerlich verschont bleiben. 
Dies hat das Bundesverfassungsge-
richt bereits im Jahre 1998 entschieden  
(Beschluss vom 10.11.1998, 2 BvL 42/93). 
Dementsprechend gibt es im Steuerrecht 
den Grundfreibetrag, der im Jahre 2023 
auf 10.908 Euro festgesetzt wurde (§ 32a 
Abs. 1 S. 2 EStG). In 2024 beträgt er 11.784 
Euro. Bei Verheirateten gelten die doppel-
ten Beträge. Der Grundfreibetrag soll der 
Höhe nach dem sozialhilferechtlich de-
finierten Existenzminimum entsprechen. 
Das Schleswig-Holsteinische Finanzgericht 
hat diesbezüglich entschieden, dass die 
Höhe des Grundfreibetrages zwar für 2023 
und 2024 nicht zu beanstanden ist, doch es 
wurde die Revision zugelassen, die bereits 
beim Bundesfinanzhof unter dem Az. III R 
26/24 anhängig ist (Urteil vom 28.6.2024, 1 
K 37/23). 
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Das Bundesfinanzministerium hat in die-
sem Zusammenhang nun verfügt, dass 
ab sofort sämtliche Einkommensteuer-
bescheide für Veranlagungszeiträume ab 
2023 hinsichtlich der Höhe des Grundfrei-
betrages vorläufig ergehen (BMF-Schreiben 
vom 25.11.2024, IV D 1 - S 0338/19/10006 
:001).

Grundfreibetrag: 
Rückwirkende Erhöhung zum 1.1.2024

Der steuerliche Grundfreibetrag stellt si-
cher, dass der Anteil des Einkommens, 
der für den Lebensunterhalt absolut not-
wendig ist, nicht mit Steuern belastet wird 
(Existenzminimum). Aus verfassungsrecht-
lichen Gründen ist von Zeit zu Zeit eine An-
passung an die Inflation erforderlich. Zum 
1.1.2024 wurde der Grundfreibetrag bereits 
angehoben, und zwar von 10.908 Euro auf 
11.604 Euro. Für Verheiratete gilt der dop-
pelte Betrag. Nun wird der Grundfreibetrag 
rückwirkend ab dem 1.1.2024 nochmals et-
was angehoben, und zwar auf 11.784 Euro 
(„Gesetz zur steuerlichen Freistellung des 
Existenzminimums 2024“). Der Bundesrat 
hat der Änderung zugestimmt. Ab dem 
1.1.2025 soll eine weitere Erhöhung auf 
12.096 Euro und ab dem 1.1.2026 auf 12.348 
Euro erfolgen („Steuerfortentwicklungsge-
setz“). 

Kinderfreibetrag: Erhöhung rückwirkend 
zum 1.1.2024

Grundsätzlich haben Eltern minderjähriger 
Kinder Anspruch auf das Kindergeld. Auch 
für volljährige Kinder, die sich in einer Aus-
bildung befinden und noch nicht das 25. 
Lebensjahr vollendet haben, wird das Kin-
dergeld gewährt. Sofern der Kinderfreibe-
trag bei der Einkommensteuer zu einer hö-
heren Entlastung als das Kindergeld führt, 
wird der Differenzbetrag nach der Einkom-
mensteuer-Festsetzung ausgezahlt. Zum 
1.1.2024 ist der Kinderfreibetrag bereits 

von 3.012 Euro auf 3.192 Euro je Elternteil 
gestiegen. Nunmehr wird der Kinderfreibe-
trag rückwirkend ab dem 1.1.2024 auf 3.306 
Euro je Elternteil angehoben („Gesetz zur 
steuerlichen Freistellung des Existenzmini-
mums 2024“). 

Ab dem 1.1.2025 soll eine weitere Erhöhung 
auf 3.336 Euro und ab dem 1.1.2026 auf 3.414 
Euro erfolgen (§ 32 EStG i.d.F. des „Steuer-
fortentwicklungsgesetzes“). Das Kinder-
geld soll ab dem 1.1.2025 von 250 Euro auf 
255 Euro je Kind angehoben werden. Zum 
1.1.2026 soll eine weitere Erhöhung auf 259 
Euro erfolgen (§ 6 BKGG i.d.F. des „Steuer-
fortentwicklungsgesetzes“). 

Kinderbetreuungskosten: Erhöhung des 
Sonderausgabenabzugs

Kinderbetreuungskosten sind unter be-
stimmten Voraussetzungen als Sonderaus-
gaben absetzbar, und zwar mit zwei Drittel 
der Aufwendungen, höchstens 4.000 Euro 
je Kind. Begünstigt sind Dienstleistungen 
zur Betreuung eines Kindes, das zum Haus-
halt des Steuerpflichtigen gehört und das 
14. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 
Dazu gehören auch Kindergartenbeiträge. 
Zeitlich unbegrenzt kann ein Abzug erfol-
gen, wenn das Kind behindert ist, diese 
Behinderung vor dem 25. Geburtstag ein-
getreten ist und das Kind außerstande ist, 
sich selbst zu unterhalten (§ 10 Abs. 1 Nr. 
5 EStG). Ab dem 1.1.2025 wird die Begren-
zung von zwei Drittel der Aufwendungen 
auf 80 Prozent der Aufwendungen und der 
Höchstbetrag auf 4.800 Euro erhöht. Dies 
wurde mit dem Jahressteuergesetz 2024 
beschlossen.

Erbschaftsteuer: Erhöhung des Erbfall-
kosten-Pauschbetrages

Bei der Ermittlung der Bemessungsgrund-
lage für die Erbschaftsteuer sind unter 

anderem die Kosten der Bestattung des  
Erblassers, die Kosten für ein angemes-
senes Grabdenkmal sowie die Kosten für 
die übliche Grabpflege abzugsfähig. Ohne 
Nachweis wird für diese Kosten insge-
samt ein Betrag von 10.300 Euro berück-
sichtigt (§ 10 Abs. 5 Nr. 3 ErbStG). Mit dem  
Jahressteuergesetz 2024 ist dieser Erbfall- 
kosten-Pauschbetrag auf 15.000 Euro an-
gehoben worden. Die Neuregelung ist auf 
Erwerbe anzuwenden, für die die Steuer 
nach dem 31. Dezember 2024 entsteht.

Erbschaft- und Schenkungsteuer: 
Ausweitung möglicher Steuerstundung

Wer eine Immobilie erbt, kann die fäl-
lige Erbschaftsteuer mitunter nicht -  
sofort - zahlen. Wenn der Erbe die Steuer  
tatsächlich nur durch Veräußerung dieses  
Vermögens aufbringen könnte, kann die 
Steuer daher bis zu zehn Jahren gestun-
det werden. Von dieser Stundungsrege-
lung werden aber bislang nur Grundstücke  
erfasst, die bereits im Erwerbszeitpunkt 
zu fremden Wohnzwecken vermietet sind 
oder die bei Einfamilienhäusern, Zweifa-
milienhäusern und Wohnungseigentum 
nach dem Erwerb eigenen Wohnzwecken  
dienen (§  28 Abs.  3 ErbStG). Natürlich ist 
eine Stundung nur erforderlich, sofern der 
Vorgang nicht ohnehin steuerfrei ist. 

Mit dem Jahressteuergesetz 2024 wird 
die Stundungsregelung auf sämtli-
che Fälle ausgeweitet, in denen Grund-
besitz zu Wohnzwecken genutzt wird.  
Insbesondere erfasst die neue Stun-
dungsregelung nun auch Fälle, in  
denen das zuvor vom Erblasser oder 
Schenker genutzte Grundstück (erst) 
nach dem Erbfall oder der Schenkung 
zu Wohnzwecken vermietet wird. Die  
Neuregelung gilt für Erwerbe, für die die 
Steuer nach dem 31. Dezember 2024 ent-
steht.
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